
Sehr geehrter Herr                                   ,

am 23. Juni steht die Bargeld-Verordnung zur Abstimmung. Als Initiatoren von Europas 
größter Petition für den Schutz von Bargeld machen wir uns allergrößte Sorgen:

Wir hatten Gespräche mit Mitgliedern diverser Parteien im ECON-Ausschuss. Bargeld soll-
te dauerhaft und flächendeckend zur Zahlung eingesetzt werden können. Wir müssen fest-
stellen, dass der politische Wille fehlt, das Bargeld so zu schützen, dass es dauerhaft 
überlebt. Die Kompromissanträge reichen nicht aus. Bargeld droht zu einem Mittel der Kri-
senvorsorge zu degradieren. Doch ohne die notwendige Infrastruktur nutzt Bargeld auch 
im Krisenfall nichts. Dies steht im Widerspruch zum Willen der Europäer, die Sie vertreten.

Ein nationaler Flickenteppich ist inakzeptabel. Die Verordnung muss klarstellen, dass die 
Nationalstaaten keine Ausnahmen von der Annahmepflicht am EU-Parlament vorbei ein-
führen. In Deutschland wurde Bussen und Bahnen bereits genehmigt, Barzahler abzuwei-
sen. Bürgerämter bestehen auf Kartenzahlung. Solche Praktiken sollten EU-weit unterbun-
den werden. Wir reden hier über Grundrechtsverletzungen, über den Ausschluss von der 
öffentlichen Teilhabe.

Sehr geehrter Herr                                   , wie viele Lebensbereiche werden EU-weit regle-
mentiert und standardisiert – von den Lebensmitteln bis hin zur Lieferkettenrichtlinie?
Die Währung ist ein fragiler Bereich. Wenn jeder Nationalstaat machen kann, was er will, 
gerät unsere europäische Währung ins Wanken.

Währungsspezialisten wissen, dass ein gesetzliches Zahlungsmittel ohne flächendecken-
de Akzeptanz dem Untergang geweiht ist. Nicht umsonst sagt Burkhard Balz, Vorstand der 
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Deutschen Bundesbank, zum digitalen Euro: „Wir werden alles dafür tun, dass er ange-
nommen wird. Dazu gehört auch eine breit angelegte Informationskampagne.“ 

Kommunale Parkhäuser, Nahverkehrsbetriebe, Bürgerämter – alle werden den digitalen 
Euro akzeptieren. Bargeld darf daneben kein Zahlungsmittel zweiter Klasse sein. Sehr 
geehrter Herr                                   , ist Ihnen bewusst, dass die Bargeldinfrastruktur ihre 
wirtschaftliche Grundlage verliert und verschwindet, wenn Bargeld an immer weniger 
Orten genutzt werden kann? Bargeld braucht in der Praxis den gleichen Schutz wie der 
digitale Euro. Sonst wird sich die Politik den Vorwurf gefallen lassen müssen, die Verdrän-
gung des Bargelds gewähren zu lassen.

85 Prozent der Europäer wollen die Wahl behalten, überall mit Bargeld zu bezahlen. In 
deren Namen und im Namen unserer inzwischen 360.000 Petitionsunterzeichner bitte ich 
Sie dringend, die Bargeldverordnung so zu verbessern, dass Bargeld dauerhaft als attrak-
tives, akzeptiertes und verfügbares Zahlungsmittel erhalten bleibt. Wie das geschehen 
kann, erläutern die beigefügte Anlage sowie unsere Positionspapiere:

• 13 Punkte zur Verbesserung der Bargeld-Verordnung:
www.bargelderhalt.info/dok-verbesserung-vo

• Die Ungleichbehandlung des Bargelds gegenüber dem digitalen Euro: 
www.bargelderhalt.info/dok-ungleichbehandlung

Am 23. Juni ist Tag der Entscheidung. Der Gesetzesentwurf aus dem ECON-Ausschuss 
ist richtungsweisend. Seine Ausgestaltung wird zeigen, ob sich die Politik zum Euro-Bar-
geld bekennt und ihre Wähler ernst nimmt. Es geht um das Vertrauen in unsere Demokra-
tie. Den Brief an Sie werden wir veröffentlichen.

Mit freundlichen Grüßen

_________________________
Hansjörg Stützle

PS: Bargeld schützt neun Grundrechte. Ausnahmen von der Bargeldakzeptanz schließen 
die verletzlichsten Mitglieder unserer Gesellschaft aus. Viele Blinde können Smartphones 
nicht bedienen, bei Kartenzahlung droht ihnen Betrug. Banknoten und Münzen dagegen 
sind blindenfreundlich gestaltet. Eine gute Bargeldverordnung beugt zahlreichen Ver-
fassungsklagen vor und bewahrt die Politik vor einer gerichtlichen Niederlage, die 
ihre Glaubwürdigkeit und Autorität beschädigt. Eine Übersicht über alle Grundrechte, 
für die das Bargeld eine Rolle spielt, finden Sie unter www.bargelderhalt.info/grundrechte.

Seite 2 von 2

http://www.bargelderhalt.info/grundrechte
https://www.bargelderhalt.info/dok-ungleichbehandlung
http://www.bargelderhalt.info/dok-verbesserung-vo


Nationalen Flickenteppich verhindern
und Bargeld schützen

Am 23. Juni stehen die Kompromissanträge für die Bargeld-Verordnung zur Abstimmung. Darun-
ter finden sich erfreuliche Verbesserungsvorschläge. Dennoch droht das Bargeld als Zahlungsmittel 
schleichend verloren zu gehen.

Die Erwägungsgründe 4 und 11 im Kommissionsvorschlag heben heraus, dass die Nationalstaaten 
aus Gründen öffentlichen Interesses auch in Zukunft Ausnahmen von der Bargeldannahmepflicht 
verordnen können sollen. In Deutschland etwa gilt eine Ausnahme für Nahverkehrsunternehmen 
(1). Die Deutsche Bundesbank untersuchte 2025 die zunehmende Ablehnung von Bargeld auf 
Ämtern: „Testkäufer versuchten alltägliche Behördenleistungen wie das Ausstellen eines Personal-
ausweises oder die Zulassung eines Kraftfahrzeugs mit Bargeld zu begleichen. In insgesamt acht 
von 30 Fällen konnte nicht innerhalb der Behörde mit Bargeld bezahlt werden. (2)“

Die EU-Verordnung muss diese Praktiken unterbinden. Die Unterhöhlung der Bargeld-Akzeptanz 
gefährdet die Bargeld-Infrastruktur. Denn verbreitete Bargeld-Ablehnung senkt den Gebrauch von 
Bargeld. Dem Plan nach stellt die EU-Kommission die Indikatoren für einen wirksamen Zugang zu 
Bargeld auf. In ihrem Verordnungsentwurf betont sie das Gebot der Verhältnismäßigkeit an 17 Stel-
len. Dementsprechend dürfte sie die Indikatoren an der Nachfrage nach Bargeld ausrichten. Auch 
die Änderungsanträge von Berichterstatter Fernando Navarette stellen die tatsächliche Bargeldnut-
zung in den Mittelpunkt. Somit würde sich der Zugang zu Bargeld weiter verschlechtern, was den 
Bargeld-Gebrauch erneut verringert.

Es ist unabdingbar, die Bargeldnutzung zu fördern. Wir brauchen eine kompromisslose Annahme-
pflicht für Bargeld. So erhalten wir eine stetige Nachfrage nach Bargeld, sodass das Geldauto-
matennetz eine wirtschaftliche Grundlage behält.

Andernfalls degradieren wir Bargeld zu einem Mittel der Krisenvorsorge. Im Krisenfall jedoch 
mangelt es dann an der Infrastruktur, die hohe Bargeldnachfrage zu befriedigen und den Aus-
tausch in der Gesellschaft am Leben zu halten. Die Folge wäre Chaos.

Lösungen

Bitte sorgen Sie dafür, dass die Einladung zu nationalen Ausnahmeregelungen aus den Erwägungs-
gründen 4 und 11 gestrichen wird, ebenso wie das Recht der EU-Kommission zu ergänzenden Aus-
nahmen (Artikel 6). Stattdessen müssen die Nationalstaaten explizit verpflichtet werden, die Bar-
geldakzeptanz an physischen Bezahlorten im Business-to-Consumer-Geschäft zu fördern, insbe-
sondere jedoch bei öffentlichen Einrichtungen. Die Vorschrift könnte sich an dieser Formulierung 
orientieren:



„Der öffentliche Nah- und Fernverkehr, Ämter mit Bürgerkontakt und Parkstände im 
öffentlichen Raum nehmen als unverzichtbare Einrichtungen der Grundversorgung 
selbstverständlich Bargeld an. In jedem Falle ermöglichen die Verpflichteten 
Barzahlungen in enger räumlicher Nähe zu den Orten, an denen die Zahlungsschuld 
entsteht und zugleich eine Bezahlung in digitaler Form vorgesehen ist. Dies ist aus 
sozialen Gründen und zum Schutze der Verbraucher gefragt, aber auch um das 
Vertrauen in die gemeinsame Währung zu unterstützen.“

Zudem sollte in der Verordnung ergänzt werden: „Ein gesetzliches Zahlungsmittel darf nicht durch 
Rabatte auf ein anderes Zahlungsmittel diskriminiert werden.“ Schon jetzt hat sich diese Praxis eta-
bliert. Der digitale Euro könnte durch Preiskonkurrenz die Händlergebühren für Kartenzahlungen 
allgemein senken. Währenddessen steigen die Kosten für Bargeldeinzahlungen weiter. Das verleitet 
dazu, Bargeld im Betrieb abzuschaffen oder Digitalzahlungen zu rabattieren. Um Schaden vom 
Bargeld abzuwenden, braucht es eine konsequente diskriminierungsfreie Annahmepflicht in allen 
Bereichen. Wir appellieren an Ihre Verantwortung für unsere Zukunft.

Quellen

(1) Siehe Paragraf 7 Absatz 4 Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den 
Straßenbahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen.

(2) Siehe Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Dezember 2025, 
https://publikationen.bundesbank.de/publikationen-de/berichte-studien/monatsberichte/
monatsbericht-dezember-2025-972182?article=bargeldakzeptanz-in-deutschland-972186.

(3) Siehe Europäischer Verbraucherschutzverband BEUC, „Free, easy and secure: What consumers 
expect from the digital euro“, September 2025, Seite 12, 
https://www.beuc.eu/sites/default/files/publications/BEUC-X-2025-
085_What_consumers_expect_from_the_digital_euro-copy.pdf.
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